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Aktenanalysen in der kriminologischen Forschung  
 
Eine anwendungsorientierte Betrachtung am Beispiel der 
quantitativen Analyse staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsak-
ten im Kontext von Sexualdelikten 
 
Aktenanalysen sind eine zentrale und zudem komplexe Methode der empirisch-kriminologischen For-
schung. Gleichwohl erfahren sie unter einem methodischen Blickwinkel eine vergleichsweise geringe 
Aufmerksamkeit. Auf Basis dieser Beobachtung verfolgt der vorliegende Beitrag zwei Ziele: Zum einen 
soll er die Relevanz der Analyse staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten für die kriminologische For-
schung verdeutlichen und ihre methodologischen Grundlagen erörtern. Zum anderen soll er fundierte 
Handlungsempfehlungen zur Planung und Umsetzung von Aktenanalysen geben. Im Fokus stehen da-
bei quantitativ ausgerichtete Analysen staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten. Die Darlegungen fu-
ßen überwiegend auf Erfahrungen und Erkenntnissen aus einer Studie, die sich mit sexueller Gewalt 
gegenüber Frauen befasst. 
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File Analysis in Criminological Research  
 
An Application-Oriented Consideration Using the Example of the Quantitative 
Analysis of Prosecutors’ Investigation Files in the Context of Sexual Offences 
 
File analysis is a complex method that is central to empirical criminological research, although, from a 
methodological point of view, it receives comparatively little attention. Based on this observation, our 
article pursues two goals: firstly, to clarify the relevance of investigation file analysis for criminological 
research and discuss its methodological foundations and, secondly, to give well-founded recommenda-
tions for the planning and conducting of file analyses. The paper focuses on the quantitatively oriented 
analysis of prosecutors’ investigation files. The statements are predominantly based on experiences and 
findings from a study examining sexual violence against women. 
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1. Einleitung 
 
„Zu den Grundfragen der kriminologischen Methodenlehre gehört die Bestimmung der Mög-
lichkeiten und Grenzen der verschiedenen Methoden der Datenerhebung. Hierbei kommt der  
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Erörterung der Aktenanalyse erhebliche Bedeutung zu, da sie zu den in der Kriminologie am 
häufigsten angewandten Erhebungsmethoden gehört, die Behandlung von Problemen von Aktenana-
lysen in der allgemeinen Literatur zur Methodologie der Sozial- und Humanwissenschaften aber eher 
eine Randstellung einnimmt“ (Dölling, 1984, S. 266). Diese Feststellung, die Dieter Dölling vor fast 
vierzig Jahren traf, ist heute nach wie vor zutreffend: In der kriminologischen Forschung wer-
den zur Datengewinnung häufig Aktenanalysen durchgeführt, in der kriminologischen Metho-
denliteratur nimmt die Methode jedoch noch immer eine Randstellung ein. Zu diesem Schluss 
kamen auch Leuschner und Hüneke (2016), die sich mit den „Möglichkeiten und Grenzen der 
Aktenanalyse als zentrale Methode der empirisch-kriminologischen Forschung“ befassten. Fo-
kus des vorliegenden Beitrags sind, im Vergleich zu den Darlegungen von Leuschner und Hü-
neke (2016), eher forschungspraktische Aspekte. Hierunter fallen Überlegungen zu einer 
grundsätzlichen erkenntnistheoretischen bzw. methodologischen Ausrichtung von Aktenana-
lysen, insbesondere aber auch konkrete methodische Überlegungen, die sich auf die quantita-
tive Analyse von Strafverfahrensakten konzentrieren. Hierbei wird besonderes Augenmerk auf 
potenzielle Fallstricke und Fehlerquellen gelegt. Dabei wird – ähnlich wie dies durch Klopp 
(2019) im Hinblick auf Verwaltungsgerichtsakten und Akten des Innenministeriums erfolgte 
– wenn möglich auf Anwendungsbeispiele aus Forschungsprojekten eingegangen. Im Fokus 
steht dabei ein Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen, das von der Kriminalistisch-Krimi-
nologischen Forschungsstelle des Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfalen in Kooperation 
mit der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen und der Fach-
hochschule Münster durchgeführt wird. Gegenstand dieses Projektes sind Sexualstraftaten – 
insbesondere sexuelle Übergriffe, sexuelle Nötigungen und Vergewaltigungen gemäß § 177 
StGB – gegenüber Frauen durch männliche Täter, die sich zum Tatzeitpunkt nicht oder ledig-
lich flüchtig kannten. Das Projekt befasst sich mit der Kriminalitätslage und -entwicklung des 
Phänomens, Tat-, Opfer- und Tätermerkmalen, der polizeilichen Sachbearbeitung sowie den 
Bedürfnissen und dem Schutz der Opfer. Im Rahmen eines Mixed-Methods-Designs wurden 
dabei neben qualitativ ausgerichteten Interviews und Gruppendiskussionen sowie der Auswer-
tung polizeilicher Daten auch rund 1 400 staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakten quantitativ 
ausgewertet. Im Sinne dieses forschungspraktischen Schwerpunktes werden die vorliegenden 
Ausführungen insgesamt primär am Deliktsfeld der Sexualkriminalität orientiert. Überwie-
gend sind die Argumentationen jedoch durchaus auf andere Kriminalitätsfelder übertragbar. 
Dieser Beitrag verfolgt dabei zwei Ziele. (1) Er soll zunächst nochmals verdeutlichen, inwiefern 
die kriminologische Aktenanalyse (wieder) eine erhöhte methodologische und methodische 
Aufmerksamkeit erfordert. (2) Hierauf aufbauend strebt er an, anwendungsorientiert zu be-
schreiben, was es bei der Planung und Umsetzung von quantitativen Aktenanalysen zu berück-
sichtigen gilt, um Störgrößen und Fehlerquellen bestmöglich zu umgehen. 
 
 
2. Staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakten als Grundlage quanti-

tativer kriminologischer Forschung 
 
Ziel der Ausführungen im folgenden Abschnitt ist es, inhaltliche bzw. erkenntnistheoretische 
Ausrichtungen von Aktenanalysen zu beschreiben und anschließend Merkmale zu erörtern, die 
es in methodischer Hinsicht zu bedenken gilt. Beide Aspekte sollten bereits im Planungssta-
dium von empirischen Untersuchungen berücksichtigt werden. 
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2.1 Inhaltlich-methodologische Ausrichtung von Aktenanalysen  
 
Grundsätzlich muss hier zunächst auf die unterschiedlichen inhaltlichen Zielrichtungen ein-
gegangen werden, die mit einer Aktenanalyse verfolgt werden können: Einerseits kann das Ziel 
sein, Verwaltungshandeln und die Entscheidungsfindung der Strafverfolgungsinstanzen zu be-
forschen, andererseits kann das Ziel darin bestehen, Kenntnisse über Kriminalitätsphänomene 
und die daran Beteiligten zu generieren (Steffen, 1977; Dölling, 1984). Diese beiden Zielrich-
tungen korrespondieren, zumindest idealtypisch, mit einer grundsätzlich verschiedenen Aus-
richtung von Forschungsvorhaben im Sinne der erkenntnistheoretischen und methodologi-
schen Herangehensweise. 
Ein Großteil der methodischen Literatur zu Aktenanalysen in der Kriminologie entstammt den 
1970er und 1980er Jahren. Entsprechend generellen kriminologischen Trends dieser Zeit ver-
wundert es wenig, dass sich viele dieser Arbeiten (stärker) auf die Möglichkeiten der Instan-
zenforschung beziehen (siehe hierzu auch Bick und Müller, 1984). Dieses Erkenntnisinteresse 
spiegelt sich vor allem in Arbeiten wider, die in der Tradition der Kritischen Kriminologie zu 
verorten oder ihr nahe sind. Forschungsgegenstand waren dann beispielsweise Selektionspro-
zesse der Strafverfolgungsbehörden, die sich an den persönlichen Merkmalen der als „tatver-
dächtig“ definierten Personen orientieren (z. B. Brusten, 1973; Steffen, 1978). Relevant waren 
aus diesem Blickwinkel weiterhin Selektions- und Definitionsprozesse im Zuge des polizeili-
chen und justiziellen Ermittlungs- bzw. Strafverfahrens (z. B. Steffen, 1976). Generell wird 
diese inhaltliche Annäherung an die (behördliche) Definition dessen, was Kriminalität ist, bei-
spielsweise durch Steffen (1977), Karstedt-Henke (1982) oder Hermann (1987, 1988) als ein 
möglicher Fokus von kriminologischen Aktenanalysen hervorgehoben. Speziell für die Thema-
tik der Sexualdelikte legten beispielsweise Steinhilper (1986), Menzel und Peters (2003) sowie 
Goedelt (2010) Arbeiten vor, die sich mit gesellschaftlichen, polizeilichen oder justiziellen 
Deutungen und Definitionen in diesem inhaltlichen Bereich befassen.  
Insgesamt lassen sich erkenntnistheoretische sowie methodologische Besonderheiten dieses 
Blickwinkels auf (Sexual)Kriminalität insofern herausstellen, als dass es sich hier um kon-
struktivistisch orientierte Annäherungen an gesellschaftlich als solche definierte „abwei-
chende“ Verhaltensweisen und die Genese derartiger Definitionen handelt. Speziell in Bezug 
auf Sexualdelikte grenzen recht aktuell Menzel und Wehrheim (2020) diese „rekonstruktivis-
tische“ Sichtweise nochmals explizit von der „objektivistischen“ (beide Menzel & Wehrheim, 
2020, S. 24) bzw. „positivistische[n]“ (Menzel & Wehrheim, 2020, S. 25) der ätiologisch ori-
entierten Kriminologie ab. Methodologisch lässt sich dieser Blickwinkel auf die Instanzen der 
Strafverfolgung und die von ihnen produzierten Akten sodann in ein verstehendes, interpreta-
tives und überwiegend qualitatives Paradigma einordnen (Meuser & Löschper, 2002; Fuchs 
et al., 2016).  
Aus dem zweitgenannten, kriminologisch-phänomenologischen oder ätiologischen Erkennt-
nisinteresse werden den Strafverfahrensakten sodann eher Informationen über die dokumen-
tierten Fälle sowie die Tathergänge und die Tatbeteiligten entnommen. Forschungsleitende 
Fragestellungen zielen eher darauf ab, das, was in den Akten strafrechtlich als Sexualkrimina-
lität klassifiziert wird, zu beschreiben und/oder zu erklären (z. B. Elsner & Steffen, 2005; Nie-
meczek, 2015; Uhlig, 2015). Auch diese Herangehensweise wurde in der methodischen Litera-
tur zu Aktenanalysen der 1970er und 1980er Jahre gelegentlich aufgegriffen (Steffen, 1977; 
Dölling, 1984). Sie wird im Folgenden zusammenfassend als „Erforschung von Kriminalitäts-
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phänomenen“ bezeichnet. Das in den Akten dokumentierte kriminelle Handeln soll hier hypo-
thesengeleitet analysiert und ursächlich erklärt werden. Methodologisch folgt ein solches Er-
kenntnisinteresse idealtypisch einem erklärenden, überwiegend quantitativ orientierten Para-
digma (z. B. Schnell et al., 2018).  
So fundamental unterschiedlich die idealtypisch beschriebenen Untersuchungsrichtungen in 
ihrer extremen Auslegung sein können, zeigt sich mindestens in der konkreten methodischen 
Umsetzung allerdings, dass die Grenzen teilweise verschwimmen. So greifen beispielsweise 
Menzel und Peters (2003) in ihrer konstruktivistischen Arbeit zu sexueller Gewalt (auch) auf 
bi- und multivariate quantitative Methoden zurück, um „Annahmen“ (Menzel & Peters, 2003, 
S. 64) zu prüfen, während andere, ätiologisch orientierte Arbeiten (unter anderem) auch Me-
thoden aus dem qualitativen Spektrum einsetzen, um Wahrnehmungen bzw. Deutungen von 
Polizistinnen und Polizisten zu untersuchen (Elsner & Steffen, 2005). Auch im hier beschrie-
benen Projekt, das eher einer ätiologischen Herangehensweise zuzuordnen ist, finden sich Me-
thodenkombinationen. Diesen wird, unabhängig vom konkret beforschten Phänomenbereich, 
mitunter ein Potenzial zur Überwindung althergebrachter Polarisierungen zugesprochen 
(Schumann, 2003; Fuchs et al., 2016). Grundsätzlich wird in diesem Beitrag und dem be-
schriebenen Forschungsprojekt der Standpunkt vertreten, dass eine undogmatische, gegen-
standsangemessene Annäherung an Kriminalitätsphänomene sowie auch an deren gesell-
schaftliche und justizielle Definitionen anzustreben ist. 
Insgesamt sei hier festgehalten, dass Forschungsprojekte gut daran tun, sich frühzeitig hin-
sichtlich ihrer tendenziellen erkenntnistheoretischen bzw. methodologischen Ausrichtung und 
deren Implikationen für die forschungspraktische Umsetzung und ggf. Rezeption klarzuwer-
den; auch und gerade dann, wenn sie in einer Grauzone zwischen den beiden konträren Posi-
tionen verortet sind.  
Für die bisherige Forschungspraxis im Bereich der Sexualdelikte auf Basis von Ermittlungsak-
ten lässt sich konstatieren, dass sich ungleich mehr Forschungsarbeiten eher auf die Untersu-
chung von Kriminalitätsphänomenen konzentrieren. Diese Studien entstammen vielfältigen 
Fachrichtungen wie Kriminologie, Kriminalistik, Psychologie und Medizin (z. B. Steck & Pauer, 
1992; Rauch et al., 2002; Elsner & Steffen, 2005; Mokros, 2007; Elz, 2011; Biedermann, 2014; 
Litzcke et al., 2015; Niemeczek, 2015; Uhlig, 2015) oder können politischen Zielsetzungen die-
nen (Egg, 2016). Auffällig ist, dass in deren Rahmen zwar die Vorgehensweise bei der Ak-
tenanalyse teilweise umfassend dokumentiert ist, dass sich darin allerdings kaum oder allen-
falls recht kurze Überlegungen zu generellen methodologischen Verortungen sowie generellen 
methodischen Problemen der Datenbasis finden. Insgesamt ist seit den 1980er Jahren die me-
thodologische und methodische Befassung mit Aktenanalysen mit wenigen Ausnahmen (z. B. 
Leuschner & Hüneke, 2016; Klopp, 2019) mehr oder weniger stillschweigend aufgegeben wor-
den. 
 
 
2.2 Methodische Besonderheiten von Aktenanalysen 
 
Methodische Besonderheiten von Aktenanalysen betreffen oft gleichermaßen die 
Instanzenforschung und die Beforschung von Kriminalitätsphänomenen. Vielfach und recht 
einhellig wird als Vorteil betont, dass es sich bei Daten aus Ermittlungsakten um Daten aus 
nonreaktiven Erhebungsverfahren (Webb et al., 1975) handelt, d. h. die 
Untersuchungseinheiten bzw. beforschten Personen nicht inhaltlich auf die Tatsache 
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reagieren, beforscht zu werden. So entfällt beispielsweise die Gefahr eines sozial erwünschten 
Antwortverhaltens (z. B. Edwards, 1957; Paulhus, 2002) oder ähnlicher Verzerrungsfaktoren 
(Dölling, 1984; Leuschner & Hüneke, 2016). Die fehlende Reaktivität der Daten aus 
Strafverfahrensakten resultiert aus deren Entstehungsprozess: Es handelt sich hierbei um so 
genannte natürliche Daten, die „nicht zu Forschungszwecken und ohne die Beteiligung oder 
Intervention der Forschenden“ (Salheiser, 2019, S. 1 119) entstanden sind. Derartige 
Datenquellen werden auch als prozessproduzierte Daten (Müller, 1977; Brusten, 1984; Bick & 
Müller, 1984) bezeichnet. Nicht zuletzt aufgrund der fehlenden Reaktivität bieten sich 
Aktenanalysen insbesondere auch für die Untersuchung von Sexualdelikten an. So beschreiben 
beispielsweise Müller und Schröttle (2004; infas, 2004; Schröttle, 2015) die Schwierigkeiten 
der direkten Befragung von Opfern sexueller Gewalt. In diesem Zusammenhang spielen auch 
forschungsethische Überlegungen eine Rolle: Insbesondere bei Delikten mit einem hohen 
Belastungs- und Retraumatisierungspotenzial für die Opfer sollte dieser Aspekt stets mit 
bedacht werden. Sekundäranalysen auf Basis von Strafverfahrensakten bieten auch aus dieser 
Sicht eine sinnvolle Alternative zur direkten Befragung insbesondere von Opfern. 
Schwierigkeiten einer direkten Befragung von Täterinnen und Tätern sexueller Gewaltdelikte 
legt beispielsweise Mokros (2007) dar. Dabei sollte jedoch nicht übersehen werden, dass auch 
die Informationsgewinnung aus Ermittlungsakten zahlreichen Einschränkungen unterliegt, 
wie hier noch dargestellt wird. 
Zudem stellen Strafverfahrensakten die umfassendste Datenquelle dar, um Strafverfahren und 
insbesondere Verfahrensausgänge zu untersuchen. Ihre Bedeutsamkeit als Datenquelle wird 
daher auch vor dem Hintergrund des bisherigen Fehlens einer so genannten Verlaufsstatistik 
deutlich: Die Untersuchung staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten ist derzeit die einzige 
verlässliche Möglichkeit, personenbezogen z. B. Verfahrensausgänge in Bezug zur Tatbege-
hungsweise oder den Täterinnen- bzw. Täterinformationen oder Opferinformationen zu setzen 
(Steffen, 1977; Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat & Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz, 2021; in Bezug auf Sexualdelikte z. B. Steinhilper, 1986; 
Goedelt, 2010; Elz, 2017; Biedermann & Volbert, 2020). Insbesondere im Bereich der Sexu-
aldelikte spielt dies eine bedeutsame Rolle, da der (große) mengenmäßige Unterschied zwi-
schen angezeigten Delikten und letztendlich angeklagten bzw. verurteilten Täterinnen und Tä-
tern immer wieder Gegenstand wissenschaftlicher Diskussionen ist (z. B. Kelly et al., 2005; 
Hellmann & Pfeiffer, 2015). 
Über diese Vorteile hinaus sind jedoch aus methodischer Sicht eine Reihe von potenziellen 
Einschränkungen der Aktenanalyse zu bedenken. Eine zentrale Problemstellung von Ak-
tenanalysen zu Forschungszwecken ist deren Selektivität auf vielerlei Ebenen (siehe für eine 
Übersicht Leuschner & Hüneke, 2016), die in der Forschungsliteratur vielfach beschrieben 
wurde (z. B. Steffen, 1977; Bick & Müller, 1984; Dölling, 1984). Bereits Scheuch (1977) wies 
darauf hin, dass prozessproduzierte Daten unter anderem hinsichtlich der (behördlichen) Aus-
wahl der dokumentierten Fälle selektiv sind. Im Kontext von Kriminalitätsdaten im Hellfeld 
sind hier beispielsweise die polizeiliche Aktivität sowie die Anzeigebereitschaft der Bürgerin-
nen und Bürger als Determinanten zu nennen. Besonders im Bereich der Sexualdelikte, die 
sich durch eine generell niedrige Anzeigequote auszeichnen (z. B. Müller & Schröttle, 2004; 
FRA, 2014), sollte dieser Umstand Beachtung finden.  
Neben rechtlichen und organisationalen Rahmenbedingungen müssen auch informelle As-
pekte der polizeilichen und justiziellen Praxis sowie organisationsspezifische Funktionen von 
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Ermittlungsakten berücksichtigt werden (zusammenfassend Leuschner & Hüneke, 2016; Stef-
fen, 1977; Karstedt-Henke, 1982; Blankenburg, 1984; Dölling, 1984; Kerner, 1984; Hermann, 
1988). Stets sind bei der Analyse von Akten auch potenzielle individuelle Ordnungs- und Se-
lektionskriterien der aktenerstellenden Personen zu bedenken (Dölling, 1984; Leuschner & 
Hüneke, 2016). Zu beachten ist überdies, dass die Mechanismen der Aktenentstehung an sich 
kaum in den Akten dokumentiert sind und allein auf deren Basis schwerlich analysiert werden 
können (zusammenfassend Leuschner & Hüneke, 2016; Steffen, 1977; Karstedt-Henke, 1982; 
Hermann, 1988). Daneben verweisen einige Autoren (Bick & Müller, 1984; Hermann, 1988) 
auch auf die Auskunftsbereitschaft der Verfahrensbeteiligten als ggf. limitierenden Faktor der 
Informationsfülle von Akten; ein Aspekt, der insbesondere bei der Analyse von Sexualdelikten 
Beachtung finden sollte. Der Auskunftsbereitschaft und -fähigkeit der Opfer kommt in diesem 
Deliktsbereich eine wesentliche Bedeutung zu, da sich diese neben dem Fortgang der polizei-
lichen und justiziellen Entscheidungen (Elsner & Steffen, 2005) auch erheblich auf die Qualität 
und Quantität der Informationen in den Akten auswirken kann.  
Die verschiedenen Aspekte der Selektivität von Akteninhalten haben nicht zuletzt einen ent-
scheidenden Einfluss auf die Sinnebene oder das Abstraktionsniveau, für die (gesicherte) Er-
kenntnisse möglich sind. Bereits Dölling (1984, S. 277) charakterisiert diese Problematik tref-
fend als „Spannung zwischen Zuverlässigkeit und Bedeutsamkeit“ der in Akten enthaltenen 
Informationen: Mit zunehmender Bedeutsamkeit von Informationen, beispielsweise für hypo-
thesengeleitete Fragestellungen und Zusammenhangsanalysen, nimmt die Verlässlichkeit der 
Dokumentation und die Belastbarkeit der in den Akten enthaltenen Informationen ab.  
Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass primäre, manifeste Informationen 
– Dölling (1984, S. 276) bezeichnet diese als „‚harte’ Daten“ –, die zur Entscheidungsfindung 
der Instanzen nötig sind, in Ermittlungsakten verlässlich dokumentiert sind. Hierzu gehören 
insbesondere zentrale Merkmale der Tatverdächtigen und der Tathergänge, die Beweislage so-
wie die polizeilichen Ermittlungsschritte zur Erlangung derselben (Steffen, 1977; Dölling, 
1987). Für kriminologisch relevante(re) Hintergründe, beispielsweise erweiterte biografische 
Informationen zu Tatverdächtigen bzw. Beschuldigten und Opfern oder Entstehungsbedin-
gungen der Taten, ist die Datenverfügbarkeit bereits eingeschränkter. Auch hängt die Verläss-
lichkeit der Informationen stark von der jeweiligen Informationsquelle ab. So konstatiert Stef-
fen, „Strafakten [seien] damit zur Analyse der (primären) Ursachen und Entstehungsbedin-
gungen auch des aktenkundigen delinquenten Verhaltens kaum, wenn überhaupt geeignet, mit 
Einschränkungen dagegen für Aussagen über seine Struktur.“ (Steffen, 1977, S. 96, 105; Blan-
kenburg, 1984). Diese Feststellung ist sicherlich auch dem Hellfeldcharakter der Informatio-
nen in Ermittlungsakten geschuldet: Kriminelles oder als kriminell definiertes Handeln lässt 
sich als abhängige Variable auch deshalb eingeschränkt ätiologisch untersuchen, weil es im 
Datenmaterial nicht bzw. allenfalls in der konkreten Ausprägung variiert. Auch in Bezug auf 
die Instanzenforschung wird der Aussagewert von Aktenanalysen gelegentlich bezweifelt, da 
insbesondere inhaltlich relevante undokumentierte Prozesse der behördlichen Entscheidungs-
findung den Akten naturgemäß nicht zu entnehmen sind (Steffen, 1977; Karstedt-Henke, 1982; 
Dölling, 1984). 
Als besonders schwierig erweist sich letztendlich die Generierung abstrakterer sekundärer 
bzw. latenter Informationen aus Strafverfahrensakten. So können Handlungs- und Selektions-
logiken der Strafverfolgungsbehörden (Karstedt-Henke, 1982) bzw. „Einstellungen und Wert-
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haltungen von Organen der Verbrechenskontrolle“ (Dölling, 1984, S. 268) meist genauso we-
nig den Akten entnommen werden wie theoriebasierte Konstrukte, die zur Durchdringung 
oder Erklärung von Kriminalitätsphänomenen geeignet sind. 
Ohne eine Wertung vorzunehmen, erfolgt in diesem Beitrag aufgrund der Häufigkeit ihres Ein-
satzes eine Konzentration auf standardisierte, quantifizierende Vorgehensweisen. Ihnen wird 
der Vorteil einer – zumindest weitgehenden – intersubjektiven Überprüfbarkeit zugeschrie-
ben, genauso wie die Möglichkeit, große Akten- und Datenbestände möglichst zeit- und ar-
beitsökonomisch zu untersuchen (Dölling, 1984). Aufgrund der anhaltend hohen Bedeutsam-
keit von quantitativen Aktenanalysen scheint es dabei geboten, „die Ursachen und das Ausmaß 
von Verzerrungen und Datenlücken“ (Salheiser, 2019, S. 1 123; Hervorhebungen im Original; 
Bick & Müller, 1984) im Kontext kriminologischer Fragestellungen einschätzen zu können, um 
aus den Daten in größtmöglichem Umfang verlässliche Ergebnisse zu generieren (Salheiser, 
2019). Steffen (1977, S. 91; siehe auch Karstedt-Henke, 1982, S. 198) lehnt die hierzu nötige 
Vorgehensweise an die Praxis der „Quellenkritik“ aus den Geschichtswissenschaften (z. B. 
Weyrauch, 1977) an, die auch eine „Fehlerlehre“ (Bick & Müller, 1977, S. 42; Karstedt-Henke, 
1982, S. 197) einschließt. Laut Karstedt-Henke wird eine solche idealerweise durch eine „The-
orie der prozeßproduzierten [sic] Daten“ (Karstedt-Henke, 1982, S. 197; ähnlich Hellstern, 
1984) ergänzt. Bick und Müller (1984, S. 136) bevorzugen für die Betrachtung prozessprodu-
zierter Daten den Begriff der „Datenkunde“. Dieser beschreibt die „Notwendigkeit der Rekon-
struktion des nicht (mehr) beeinflussbaren Datenerhebungsprozesses“ (beide Bick & Müller 
1984, S. 136). Hierbei ist es auch notwendig, sich den „doppelten Abstraktionsprozeß“ 
(Hellstern, 1984, S. 260, Hervorhebung im Original) im Kontext von Aktenanalysen vor Augen 
zu führen. Im ersten Schritt besteht dieser in einer Übersetzung von Lebenssachverhalten in 
Aktenrealitäten und im zweiten Schritt in einer Übersetzung von Akteninhalten in wissen-
schaftlich abgeleitete Indikatoren. Salheiser (2019, S. 1 124) beschreibt dies als eine „nachträg-
liche Operationalisierung“ der Akteninhalte durch die Forschenden (siehe auch Scheuch, 
1977). Nur der letztgenannte Schritt ist im Rahmen des Forschungsprozesses beeinflussbar.  
Insgesamt existieren jedoch bis heute kaum etablierte Methoden zur Beschreibung und Prü-
fung von prozessproduzierten Forschungsdaten, wie es etwa für die in den Sozialwissenschaf-
ten weiter verbreiteten befragungsbasierten Daten der Fall ist (Webb et al., 1975; Scheuch, 
1977; Bick & Müller, 1977, 1984; Salheiser, 2019). Wie bereits Bick und Müller (1984, S. 145) 
formulierten, kann die Generierung derartiger Erkenntnisse schwerlich als „einmaliges Unter-
fangen“ umgesetzt werden, da oft, wie auch im vorliegenden Fall, „Kenntnisse über die Abbild-
qualität von prozeß-produzierten [sic] Daten nur Nebenprodukte inhaltlich anders orientierter 
Forschungsvorhaben sind“ (siehe analog Karstedt-Henke, 1984; Mann, 1984). Bick und Müller 
(1984, S. 146) konstatieren weiter: „Der Aufbau einer Datendokumentation für prozeß-produ-
zierte Daten setzt auf jeden Fall voraus, daß [sic] das Wissen in den Hinterköpfen in stärkerem 
Maße als bisher auch schriftlich fixiert und zur Verfügung gestellt wird.“ Der vorliegende Bei-
trag will dieser Aufforderung nachkommen und das Bild potenzieller Fehlerquellen aus for-
schungspraktischer Sicht weiter vervollständigen. 
 
 
3. Stichprobengröße und Stichprobenziehung 
 
Bei der Planung einer quantitativen Aktenanalyse ist eine bedeutsame Frage, wie viele Fälle 
bzw. Akten zur Beantwortung der Fragestellung(en) untersucht werden sollen. Neben dem zu 
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erwartenden Rücklauf (siehe hierzu genauer Abschnitt 5.2) gilt es, die Art des zu untersuchen-
den Deliktes bzw. dessen generelle Häufigkeit zu berücksichtigen. So sind beispielsweise De-
likte wie Neonatizide (siehe z. B. Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, 2015) oder Amok-
taten (siehe z. B. Stetten et al., 2016) generell seltene Delikte und Akten sind nur in begrenzter 
Anzahl verfügbar, wohingegen beispielsweise Delikte wie Wohnungseinbruchdiebstahl (siehe 
z. B. Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, 2017) oder Sexualdelikte (siehe z. B. Elsner & 
Steffen, 2005) deutlich häufiger vorkommen. In erstgenannten Fällen bieten sich regelmäßig 
Vollerhebungen an, in zweitgenannten sind größere Spielräume hinsichtlich der zu analysie-
renden Fallzahl und damit auch der Fallauswahl gegeben.  
Inhaltlich sind bei der Planung einer angemessenen Stichprobengröße zunächst Ausfälle auf 
Fallebene einzukalkulieren. Potenzielle Einflussfaktoren auf den Rücklauf werden in Ab-
schnitt 5.2 genauer dargestellt. Auch mit dem Fehlen einzelner Informationen in den Akten ist 
stets zu rechnen, sodass einzelne Variablen durchaus große Anteile an missing values (Engel 
& Schmidt, 2019; siehe auch Abschnitt 5.2) aufweisen können. Dieser Umstand sollte bei der 
Planung der Stichprobengröße ebenfalls berücksichtigt werden. Für eine breite Fallbasis 
spricht demnach auch die Möglichkeit, die Unzulänglichkeiten und Informationsdefizite ein-
zelner Akten in der Masse auszugleichen (Dölling, 1984).  
Zudem sind die zur Verfügung stehenden zeitlichen und personellen Ressourcen für die Ak-
tenanalyse in die Planung der Stichprobengröße einzubeziehen. Jedoch kann im Vorhinein 
nicht umfassend bewertet werden, wie umfangreich die einzelnen Akten sind und wie hoch der 
jeweilige Codieraufwand sein wird. Einen Hinweis hierauf bietet die Blattzahl, die allerdings 
in der Phase der Stichprobenplanung noch nicht bekannt ist. Eine Vorabanforderung einer 
kleineren Menge an Akten kann hier im Sinne eines Pretests begrenzt Abhilfe schaffen. Im 
Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen umfassten die Akten durchschnittlich 58 Seiten 
(SD=53), wobei der Umfang zwischen fünf und 464 Seiten variierte. Gleichwohl kann nicht 
immer von einer geringen Blattzahl auf eine kurze Auswertezeit bzw. von einer hohen Blattzahl 
auf eine lange Auswertezeit geschlossen werden. Die Erfahrungen aus dem Projekt haben ge-
zeigt, dass die Auswertezeit, die für eine Akte benötigt wird, zwischen einer Stunde und meh-
reren Tagen variieren kann. Grundsätzlich kann Steffen (1977) zufolge der Umfang enthaltener 
Informationen bei schwereren Straftaten tendenziell als höher eingeschätzt werden. In der 
Studie zu sexueller Gewalt gegen Frauen bestätigt sich dies. Bei minder schweren Fällen sexu-
eller Übergriffe und sexueller Nötigung gemäß § 177 Abs. 9 StGB bzw. nach alter Rechtlage § 
177 Abs. 5 StGB war die Seitenzahl der Akten durchschnittlich niedriger (M=41, SD=36) als bei 
den anderen, schwereren Formen sexueller Nötigung gemäß § 177 StGB (M=68, SD=58).  
Strebt man eine repräsentative Stichprobe an, gilt es, neben der nötigen Stichprobengröße 
auch die Zufälligkeit der Stichprobenziehung zu gewährleisten. Bereits Renn (1984) beschreibt 
mögliche Schwierigkeiten hinsichtlich der (repräsentativen) Auswahl von Einheiten, also der 
Stichprobenziehung und damit verbundener Schätzproblematiken. Die Stichprobenauswahl 
für Aktenanalysen kann in den meisten Fällen entweder aus Listen der Staatsanwaltschaft oder 
aus Listen der Polizei erfolgen. Dabei sind Filterkriterien (z. B. das Delikt oder der Untersu-
chungszeitraum) sowie das gewünschte Auswahlverfahren und die angestrebte Stichproben-
größe zu benennen (Leuschner & Hüneke, 2016). Zu berücksichtigen ist, dass Filterkriterien 
bei Ziehungen durch die Staatsanwaltschaften nur eingeschränkt eingesetzt werden können, 
da viele potenziell relevante Informationen in den staatsanwaltschaftlichen Vorgangsverwal-
tungssystemen nicht erfasst werden. Die polizeilichen Daten bieten mehr Möglichkeiten der 
Filterung bei der Aktenauswahl. Im Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen wurden die Fälle 
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daher über die Polizeiliche Kriminalstatistik ausgewählt. Dabei ist zu beachten, dass die poli-
zeilichen Systeme Fälle nur bis zum Abschluss des polizeilichen Ermittlungsverfahrens doku-
mentieren und nachträgliche Korrekturen nicht vorgenommen werden. Diesbezüglich ist bei-
spielsweise zu bedenken, dass die Schwere der registrierten Straftaten in der polizeilichen Ein-
schätzung regelmäßig überbewertet wird (Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten, 2020). Außer-
dem sind im Hinblick auf die Filterkriterien die Löschfristen gemäß § 489 StPO zu beachten. 
So werden die personenbezogenen Daten volljähriger Beschuldigter etwa in der Regel nach 
zehn Jahren, die minderjähriger Beschuldigter nach fünf Jahren gelöscht. Die Daten von Op-
fern werden noch früher gelöscht. Dies hat nicht nur Konsequenzen für längsschnittliche Un-
tersuchungen, sondern auch für die Replizierbarkeit von Studien. 
Grundsätzlich sollte bei der Stichprobenziehung berücksichtigt werden, dass Akten mit be-
stimmten Merkmalen womöglich schlechter verfügbar sein können, was zu systematischen 
Ausfällen in der realisierten Stichprobe führen kann. Beispielsweise führt Blankenburg (1984) 
als (systematisch) verzerrenden Faktor bei der Stichprobenziehung die längere zeitliche Dauer 
komplexerer Verfahren an. Diese sind in der Gefahr unterrepräsentiert zu sein, weil Verfahren 
noch laufen und Akten bei Anforderungen durch die Forschenden (noch) nicht abkömmlich 
sind. Auch für Fälle mit erst kurz vor der Erhebung liegendem Anzeigedatum könnten derar-
tige systematische Ausfälle zum Tragen kommen. Im Projekt zu sexueller Gewalt gegen 
Frauen, in dessen Rahmen die Stichprobenziehung und Aktenanforderung im Jahr 2018 star-
tete, erfolgte aus diesem Grund beispielsweise ein Oversampling der Fälle aus dem Jahr 2017. 
So wurden aus den Jahren 2008 bis 2016 jeweils 16,5 Prozent aller Fälle ausgewählt, im Jahr 
2017 33 Prozent. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Gefahr von Verzerrungen im Datensatz mit einer 
Abweichung zwischen avisierter und realisierter Stichprobengröße steigt (Engel & Schmidt, 
2019): Fallen beispielsweise die Aktenbestände ganzer Staatsanwaltschaften durch Ablehnun-
gen der Unterstützung eines Forschungsvorhabens aus der Stichprobe heraus, kann dies zu 
großen, ggf. systematischen Ausfällen und resultierenden Verzerrungen der Daten und Ergeb-
nisse führen (siehe genauer Abschnitt 5.2). Eine Aktenakquise, die sich an den gewissen Prin-
zipien orientiert, kann dieser Problematik womöglich begegnen. 
 
 
4. Aktenakquise 
 
Bei Analysen von staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten ist die Planung des Forschungs-
zuganges in der Regel aufwändig. Dies hängt mit verschiedenen rechtlichen und organisatori-
schen Faktoren zusammen, die in diesem Abschnitt thematisiert werden. Einer informierten 
Vorgehensweise kommt bei der Datenakquise insofern Bedeutung zu, als dass es immer wieder 
zur Ablehnung von Forschungsanträgen kommt, weil die Forschungsanträge den an sie ge-
stellten Mindestanforderungen aus Sicht der Staatsanwaltschaft nicht genügen (Graalmann-
Scheerer, 2005; kritisch hierzu siehe jedoch Leuschner & Hüneke, 2016, Fn. 13).  
 
 
4.1 Datenschutzrechtliche Grundlagen 
 
Staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakten beinhalten zahlreiche schutzwürdige personenbe-
zogene Daten (z. B. über Tatverdächtige bzw. Beschuldigte, Opfer, Zeuginnen und Zeugen, 
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Sachverständige, Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte). Mit dem Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des Strafverfahrensrechts (Strafverfahrensänderungsgesetz 1999) wurde im Jahr 
2000 eine Rechtsgrundlage zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten aus Akten für 
Forschungszwecke geschaffen.2 Gemäß dem mit dem Gesetz eingeführten § 476 Abs. 1 StPO ist 
die Übermittlung personenbezogener Daten in Akten zu Forschungszwecken unter bestimm-
ten Voraussetzungen „an Hochschulen, andere Einrichtungen, die wissenschaftliche For-
schung betreiben, und öffentliche Stellen“ zulässig (Graalmann-Scheerer, 2005). 
Die Übermittlung der Daten an die genannten Einrichtungen ist im § 476 Abs. 1 S. 1 StPO ge-
regelt. Sie ist gemäß § 476 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 StPO unter anderem zulässig, „soweit das öffentliche 
Interesse an der Forschungsarbeit das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Aus-
schluss der Übermittlung erheblich überwiegt.“ Eine vergleichbare Formulierung fand sich be-
reits im hessischen Datenschutzgesetz aus dem Jahr 1987. Dölling (1987, S. 287) diskutierte 
diese schon vor über dreißig Jahren kritisch. So sei die Abwägung zwischen Forschungsinte-
resse und Datenschutz zwar notwendig, es dürfe aber keine „behördliche Forschungspolitik“ 
entstehen. Diese Befürchtungen traten jedoch nicht ein bzw. wurde das Recht der Forschung 
und Wissenschaft auf Freiheit gemäß Art. 5 Abs. 3 S. 1 GG in der Rechtsprechung und -ausle-
gung berücksichtigt. So ist bei der Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse und dem 
schutzwürdigen Interesse der Betroffenen gemäß § 476 Abs. 1 S. 3 StPO „im Rahmen des öf-
fentlichen Interesses das wissenschaftliche Interesse an dem Forschungsvorhaben besonders 
zu berücksichtigen“. Öffentliches Interesse liegt der Rechtsauslegung zufolge zudem dann vor, 
„wenn ein Gemeinschaftsinteresse des Staates, der Gesellschaft und der Wissenschaft an dem 
Forschungsvorhaben sowie am denkbaren Ergebnis einschließlich der möglicherweise daraus 
im Interesse der Gesellschaft zu ziehenden Konsequenzen gegeben ist“. Eine „Inhalts- oder 
Themenkontrolle“ der genehmigenden Behörde sei daher unzulässig (alle Graalmann-Schee-
rer, 2005, S. 436). Schließlich wird auch aus der Forschungspraxis berichtet, dass die Staats-
anwaltschaften Forschungsinteressen zumeist grundsätzlich aufgeschlossen gegenüberstehen 
(Leuschner & Hüneke, 2016). 
Sofern der Forschungszweck lediglich durch die Erteilung von Auskünften aus Akten erfüllt 
werden kann und diese Erteilung „keinen unverhältnismäßigen Aufwand“ erfordert, ist sie der 
Gewährung der Akteneinsicht oder der Übersendung der Akten an die Forschungseinrichtung 
gemäß § 476 Abs. 2 StPO vorzuziehen. Gemäß § 478 StPO kann die Datenübermittlung zudem 
durch die Überlassung von Kopien aus den Akten erfolgen. Wie dargelegt, ist gemäß § 476 
Abs. 1 S. 2 StPO darüber hinaus zu prüfen, ob eine Anonymisierung der Daten erfolgen kann. 
Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakten aktuell 
noch in Papierform geführt werden und der Menge an Informationen aus den Akten, die zur 
Beantwortung der Fragestellungen in quantitativen kriminologischen Forschungsarbeiten in 
der Regel benötigt werden, ist allerdings davon auszugehen, dass die Erteilung der Auskünfte 
oder die Erstellung von Kopien und erst Recht die Anonymisierung bzw. Pseudonymisierung 
der Daten durch manuelles Schwärzen der personenbezogenen Daten von den Staatsanwalt-
schaften nicht geleistet werden kann (Dölling, 1987; Klopp, 2019; Graalmann-Scheerer, 2005).  
Noch wird entsprechend in der Regel Akteneinsicht vor Ort gewährt oder es erfolgt eine Über-
sendung der Akten an die Forschungseinrichtung. Sofern Akteneinsicht vor Ort gewährt wird 
oder die Akten versendet werden, stehen den Forschenden entsprechend nicht nur die für die 
Beantwortung ihrer Fragestellungen bedeutsamen Auszüge zur Verfügung, sondern zumeist 

 
2 Zuvor war die Einsicht in Strafakten in Nr. 185a der Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren 
(RiStBV) geregelt. Siehe hierzu Dölling (1987). 
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die gesamten Akten. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass bei der Aktenanalyse gemäß 
§ 476 Abs. 4 StPO nur die Daten erhoben werden dürfen, für deren Erhebung die Akten bean-
tragt wurden. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die Akteneinsicht gemäß § 476 
Abs. 3 StPO nur Personen gewährt werden kann, die Amtsträger sind oder nach dem Verpflich-
tungsgesetz zur Geheimhaltung verpflichtet worden sind. Nach Erhalt der Akten ist gemäß 
§ 476 Abs. 5 StPO zudem dafür Sorge zu tragen, dass diese gegen die unbefugte Kenntnis-
nahme durch Dritte geschützt sind. Sofern der Forschungszweck dies zulässt, sind die perso-
nenbezogenen Daten gemäß § 476 Abs. 6 StPO bei der Analyse ferner zu anonymisieren. 
Aus datenschutzrechtlicher Perspektive gilt weiter zu beachten, dass die Datenschutzgrund-
verordnung der Europäischen Union (DS-GVO EU 2016/679), die im Jahr 2018 in Kraft ge-
treten ist, den deutschen Gesetzen gegenüber Vorrang hat. Die Rechtslage im Hinblick auf die 
Anforderungen an den Schutz der personenbezogenen Daten hat sich hierdurch jedoch nicht 
erheblich geändert (Klopp, 2019). So ist die Verarbeitung personenbezogener Daten für For-
schungszwecke unter bestimmten Voraussetzungen auch gemäß Art. 5 Abs. 1 b i. V. m. Art. 89 
DS-GVO zulässig. Dabei sind verschiedene in den Art. 5 und 89 DS-GVO geregelte Grundsätze 
zu berücksichtigen.  
Weitergehende Vorschriften bestehen darüber hinaus im Hinblick auf die Verarbeitung beson-
derer Kategorien personenbezogener Daten, die in staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten 
häufig ebenfalls beinhaltet sind. Hierzu gehören gemäß Art. 9 Abs. 1 DS-GVO „Daten, aus de-
nen die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschau-
liche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, [...] genetische[...] 
Daten, biometrische[...] Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Ge-
sundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen 
Person“. Gemäß Art. 9 Abs. S. 1j DS-GVO ist auch die Verarbeitung dieser Daten zu wissen-
schaftlichen Zwecken unter bestimmten Voraussetzungen möglich. Konkretisiert werden diese 
Voraussetzungen im deutschen Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). So ist die Verarbeitung be-
sonderer Kategorien personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen Zwecken gemäß 
§ 27 BDSG dann möglich, „wenn die Verarbeitung zu diesen Zwecken erforderlich ist und die 
Interessen des Verantwortlichen an der Verarbeitung die Interessen der betroffenen Person an 
einem Ausschluss der Verarbeitung erheblich überwiegen“. 
 
 
4.2 Beantragung der Akten 
 
Über die Erteilung von Auskünften aus oder die Gewährung von Einsicht in die staatsanwalt-
schaftlichen Ermittlungsakten zu Forschungszwecken entscheidet gemäß § 480 StPO und 
§ 189 Abs. 2 RiStBV die Behördenleitung der jeweils zuständigen Staatsanwaltschaft. Der For-
schungsantrag ist entsprechend an diese zu richten (Graalmann-Scheerer, 2005). Sofern Ak-
ten mehrerer Staatsanwaltschaften angefordert werden sollen, empfiehlt sich der Kontakt zu 
der zuständigen Generalstaatsanwaltschaft oder dem Bundes- bzw. dem jeweiligen Landesjus-
tizministerium (Leuschner & Hüneke, 2016). 
Aus der staatsanwaltschaftlichen Praxis wird konstatiert, dass die dort eingereichten For-
schungsanträge den Mindestanforderungen häufig nicht genügen und es eines detaillierten 
Forschungsplanes bedürfe (Graalmann-Scheerer, 2005). Im Folgenden werden Hinweise ge-
geben, was ein solcher Forschungsplan beinhalten sollte. 
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(1) Forschungsziele und -fragestellungen darlegen und begründen 
Den Staatsanwaltschaften obliegt es, auf Grundlage der Darlegungen zu den Forschungszielen 
und -fragestellungen, zwischen dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung gemäß 
Art. 2 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 1 Absatz 1 GG der Personen, deren Daten betroffen sind, und dem 
öffentlichen Interesse an den zu erwartenden Forschungserkenntnissen abzuwägen. Es gilt 
entsprechend zu begründen, weshalb das öffentliche Interesse überwiegt. Diesbezüglich kann 
beispielsweise auf Forschungslücken hingewiesen werden oder auf Vorteile für die Öffentlich-
keit, die aus der Forschungsarbeit resultieren können. Im Rahmen des Projektes zu sexueller 
Gewalt wurde etwa die Bedeutung der Ergebnisse für die (Weiter-)Entwicklung von kriminal-
präventiven Ansätzen und Opferschutzmaßnahmen hervorgehoben. Sofern es sich um ein For-
schungsprojekt handelt, das über öffentliche Mittel finanziert wird, sollte dies hier ebenfalls 
benannt werden (Klopp, 2019).  

(2) Notwendigkeit der Aktenanalyse als Erhebungsmethodik darlegen 
Es gilt weiter zu begründen, dass die Erhebungsmethodik der Aktenanalyse notwendig ist, um 
den Forschungszweck zu erreichen bzw. dass „der Forschungszweck nicht mit einem vertret-
baren Aufwand durch die Verwendung anderweitig verfügbarer anonymisierter Daten erreicht 
werden kann“ (Klopp, 2019, S. 124). Hierbei ist es notwendig darzulegen, welche konkreten 
Informationen aus den Akten für welche Zwecke erhoben werden sollen. Empfehlenswert ist 
diesbezüglich die Anlage des Erhebungsbogens (Graalmann-Scheerer, 2005). 

(3) Benennung der Einsicht nehmenden Forscherinnen und Forscher  
Alle Personen, die Einsicht in die Auszüge aus den Akten oder die gesamten Akten nehmen 
sollen, müssen namentlich benannt werden. Sofern es sich nicht um Amtsträger (z. B. verbe-
amtete Personen) handelt, bedarf es einer Verpflichtung zur Geheimhaltung gemäß § 1 des 
Verpflichtungsgesetzes, die von den Staatsanwaltschaften vorgenommen werden kann (Klopp, 
2019; Leuschner & Hüneke, 2016; Graalmann-Scheerer, 2005). Sofern noch nicht alle an der 
Auswertung beteiligten Personen bei Beantragung des Aktenzugangs bekannt sind, sollte dar-
gelegt werden, dass diese nachträglich benannt und anschließend verpflichtet werden (Graal-
mann-Scheerer, 2005).  

(4) Datenschutzkonzept 
Der Antrag muss Ausführungen zum Datenschutz und zur Datensicherheit umfassen. Besten-
falls wird ihm ein Datenschutzkonzept beigefügt. Graalmann-Scheerer (2005) listet übersicht-
lich auf, welche Mindestanforderungen an ein solches Datenschutzkonzept gestellt werden. 

(5) Aktenauswahl 
Im Antrag muss weiter dargelegt werden, welche Akten analysiert werden sollen und ob die 
Stichprobenziehung bereits vorab erfolgt ist oder ob diese durch die Staatsanwaltschaften 
selbst erfolgen soll (siehe genauer Abschnitt 3). 

(6) Organisatorisches  
Schließlich sind im Forschungsantrag organisatorische Aspekte darzulegen. Es gilt, Ansprech-
partnerinnen und -partner sowie ihre Kontaktdaten zu benennen. Im Falle der Beantragung 
der Übersendung der Akten muss zudem dargelegt werden, wie diese erfolgen soll (z. B. Abho-
lung, postalischer Versand). 
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4.3 Genehmigung 
 
Die Entscheidung über den Forschungsantrag steht nach § 189 Abs. 1 S. 2 RiStBV „im pflicht-
gemäßen Ermessen der zuständigen Stelle“. Hierbei werden verschiedene Faktoren berück-
sichtigt. Es wird geprüft, ob der Forschungsantrag den Anforderungen genügt (siehe Ab-
schnitt 4.2). Darüber hinaus müssen der Staatsanwaltschaft die notwendigen Personalressour-
cen zur Verfügung stehen. Im Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen haben beispielsweise 
zwei Staatsanwaltschaften die Übersendung der Akten aufgrund fehlender Personalressourcen 
zunächst abgelehnt. Mit einer der beiden Staatsanwaltschaften konnte die Vereinbarung ge-
troffen werden, die Anzahl der angeforderten Akten zu reduzieren. Die Akten der anderen 
Staatsanwaltschaft mussten aus der Stichprobe ausgeschlossen werden, was systematische 
Verzerrungen zumindest zur Folge haben kann (siehe hierzu das nächste Abschnitt). 
Entspricht der Forschungsantrag den Anforderungen und hat die Staatsanwaltschaft die Res-
sourcen, ihm zu entsprechen, kann es dennoch sein, dass einzelne Akten nicht zur Verfügung 
gestellt werden können. So kann gegen die Überlassung einer Akte gemäß § 189 Abs. 1 S. 3 
RiStBV etwa sprechen, „dass es sich um ein vorbereitendes Verfahren oder ein Verfahren mit 
sicherheitsrelevanten Bezügen handelt“. In § 479 StPO sind darüber hinaus Übermittlungsver-
bote und Verwendungsbeschränkungen geregelt. So sind Datenübermittlungen etwa gemäß 
§ 479 Abs. 1 StPO unzulässig, „wenn ihnen Zwecke des Strafverfahrens, auch die Gefährdung 
des Untersuchungszwecks in einem anderen Strafverfahren, oder besondere bundesgesetzli-
che oder landesgesetzliche Verwendungsregelungen entgegenstehen“. Zwecke des Strafverfah-
rens stehen einer Datenübermittlung etwa bei noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Straf-
verfahren entgegen (Graalmann-Scheerer, 2005). Dieser Umstand kommt beispielsweise re-
gelmäßig zum Tragen, wenn Akten von Fällen angefordert werden, die noch nicht lange zu-
rückliegen (siehe auch Abschnitt 3). 
 
 
5. Datengenerierung 
 
Wurden die Akten von den Staatsanwaltschaften zur Verfügung gestellt, kann mit der Daten-
erhebung, -prüfung, -aufbereitung und -auswertung begonnen werden. Hierauf wird im Fol-
genden nacheinander eingegangen. 
 
 
5.1 Erhebungsinstrument und Erhebungsverfahren 
 
Zunächst ist ein geeignetes Erhebungsinstrument unter der Beachtung der in Abschnitt 2 be-
schriebenen Besonderheiten von Strafverfahrensakten zu konstruieren. Der Aufbau des Erhe-
bungsbogens kann entweder inhaltlich begründet sein oder sich am Aufbau der Akten orien-
tieren (Leuschner & Hüneke, 2016). Beides bringt Vor- und Nachteile mit sich. So kann die 
Auswertung der Akten mit einem Erhebungsbogen, der sich am Aufbau der Akte orientiert, 
unter der Annahme, dass die vorliegenden Akten weitestgehend idealtypisch strukturiert sind, 
zeitsparender sein. Dagegen dürfte die spätere Analyse des entsprechend strukturierten Da-
tensatzes, insbesondere bei einem hohen Variablenumfang, mehr Zeit in Anspruch nehmen als 
bei einer inhaltlich orientierten Strukturierung. Zudem kann nicht vorausgesetzt werden, dass 
die Akten immer einem idealtypischen Aufbau folgen (hierzu auch Gessner et al., 1977). Im 



Meyer & Pollich | Aktenanalyse in der kriminologischen Forschung 377 

KrimOJ | Vol. 4 | Issue 4 | 2020 

Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen folgte der Aufbau der Erhebungsinstrumente daher 
inhaltlichen Kriterien.  
Grundsätzlich bietet es sich an, sich vor der Durchführung einer Aktenanalyse, insbesondere, 
wenn sie auf standardisierten Instrumenten beruhen soll, mit dem Aufbau von Strafverfahren-
sakten und der polizeilichen bzw. justiziellen Aktenführung vertraut zu machen (Graalmann-
Scheerer, 2005; Leuschner & Hüneke, 2016). Beim Aufbau von Strafverfahrensakten ist laut 
Fachliteratur „Übersichtlichkeit […], besonders bei umfangreichen Ermittlungsverfahren“ 
(Clages & Ackermann, 2019, S. 64) geboten. Jedoch wird gleichermaßen darauf hingewiesen, 
dass „verbindliche Vorschriften über den Aufbau von Ermittlungsakten fehlen“ (Clages & 
Ackermann, 2019, S. 66) und dass zwar spezifische, notwendige Akteninhalte durchaus be-
nennbar seien, dass aber sowohl eine (ausschließlich) chronologische als auch eine (zusätzlich) 
sachorientierte Aktenordnung regelmäßig praktiziert werde. Letztere ist insbesondere bei um-
fangreicheren, ggf. länger andauernden Verfahren vonnöten und orientiert sich an den Spezi-
fika der Fälle. Ermittlungsakten zu Delikten, bei denen sich die Ermittlungsarbeit komplex ge-
staltet, gliedern sich häufig in eine Hauptakte mit verschiedenen Teilakten, beispielsweise zum 
Sachverhalt selbst, zu Tatverdächtigen bzw. Beschuldigten, Zeuginnen und Zeugen, Fahn-
dungsmaßnahmen etc. Eventuell vorhandene Nebenakten können sodann, fallabhängig, bei-
spielsweise Informationen zu Spuren, Beweismitteln oder Täterinnen bzw. Tätern bei Serien-
taten oder Großverfahren enthalten. Zudem wird bei komplexeren Fällen die Führung einer 
Handakte empfohlen, die „nicht Teil der Ermittlungsakte, sondern eine interne Akte“ der ver-
antwortlichen ermittelnden bzw. aktenführenden Person ist (Clages & Ackermann, 2019, 
S. 69 f.; leicht abweichend Weihmann & de Vries, 2014). Hierin werden beispielsweise Ver-
merke oder sonstige polizeiliche Unterlagen gesammelt, die „nicht unmittelbar verfahrensre-
levant sind“ (Clages & Ackermann, 2019, S. 70). Strafverfahrensakten können außerdem wei-
tere Bestandteile enthalten (Bewährungsheft, Vollstreckungsheft, Führungsaufsichtsheft), de-
nen Informationen zum Verfahrensfortgang zu entnehmen sind (Graalmann-Scheerer, 2005). 
Insgesamt bleibt zu betonen, dass sich Akten in wesentlichen Teilen im Aufbau an den konkret 
zugrunde liegenden Fällen sowie auch an den Präferenzen der zuständigen Staatsanwaltschaf-
ten orientieren und daher mit Unterschieden gerechnet werden muss.  
In Bezug auf die inhaltliche Ausgestaltung des Erhebungsbogens zur quantitativen Untersu-
chung von Kriminalitätsphänomenen ist auf die generellen Ausführungen in Abschnitt 2.2 zu 
verweisen. So entsprechen die Sachverhaltserfassungen zwar der Logik der aktenproduzieren-
den Organisation. Jedoch sind diese Vorgehensweisen nicht zwingend deckungsgleich mit ei-
ner wissenschaftlichen Logik oder „wissenschaftlich-methodischen Standards“ (Salheiser, 
2019, S. 1 123; siehe z. B. auch Dölling, 1984; Leuschner & Hüneke, 2016). Es müssen dann aus 
den Akten „brauchbare Indikatoren“ (Salheiser, 2019, S. 1 124) für die wissenschaftlich rele-
vanten Merkmale oder Konstrukte erschlossen werden. Insbesondere bei einem stärker hypo-
thesentestenden Vorgehen sollte damit gerechnet werden, dass nicht alle wünschenswerten 
bzw. benötigten Informationen zu den Tatverdächtigen bzw. Beschuldigten und Opfern in den 
Akten enthalten sind und damit eine Theorieprüfung oft nur schwer möglich ist (Steffen, 1977). 
Oft können auch adäquate Messungen von theoretischen Konstrukten nicht aus den Akten ge-
neriert werden (Bick & Müller, 1984).  
Bei der Formulierung der einzelnen Fragen sollten jeweils Überlegungen dahingehend ange-
stellt werden, in welcher Genauigkeit die relevanten Informationen benötigt werden. So ent-
spricht eine möglichst genaue und konkrete Erfassung zwar den Qualitätskriterien in der 
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quantitativen Forschung, allerdings ist diese auch gegen das Gebot der Datensparsamkeit, ins-
besondere vor dem Hintergrund der Sensibilität der zu erhebenden Daten, abzuwägen. Die 
Erfassung in gröberen Kategorien kann jedoch zu einem Informationsverlust führen. Auch ist 
es generell empfehlenswert, die in den Akten enthaltenen Inhalte umfassend auszuschöpfen, 
da eine wiederholte Anforderung in der Regel nicht realistisch erscheint. Es gilt diesbezüglich 
fragenspezifisch abzuwägen und entsprechende Pretests durchzuführen. 
Weiterhin ist es unerlässlich, bei der Datenerfassung, d. h. schon bei der Konstruktion des Er-
hebungsinstrumentes, genau zwischen den verschiedenen Arten fehlender Werte zu differen-
zieren, um große Ausfälle und eventuelle systematische Verzerrungen im Nachhinein identifi-
zieren und ggf. analysieren zu können. So empfiehlt es sich, stets dezidiert zu codieren, ob eine 
zu erfassende Information inhaltlich verneint wird, oder ob eine entsprechende Information 
in den Akten nicht enthalten war („Keine Angabe“-Feld). In der Beschulung der Auswerterin-
nen und Auswerter ist hierauf ein besonderes Augenmerk zu legen. Darüber hinaus sollte er-
gänzend auch die Möglichkeit gegeben werden, die Fragen mit „unklar“ zu beantworten, da in 
den Akten oftmals (scheinbar) widersprüchliche oder eben unklare Informationen beinhaltet 
sind. 
Empfehlenswert ist darüber hinaus, für jeden Fall eine Kurzzusammenfassung zu erheben, in 
der die wesentlichen Inhalte der Akte erläutert werden (z. B. Tathergang, Tatverdächtigen- 
und Opfermerkmale). Dies kann nicht nur bei der Datenbereinigung hilfreich sein, sondern 
beispielsweise auch beim nachträglichen Nachvollziehen scheinbar widersprüchlicher Anga-
ben in unterschiedlichen Variablen. 
Im Hinblick auf die Strukturierung von Erhebungsbögen und Daten ist zu bedenken, dass ab-
hängig vom Forschungsgegenstand gegebenenfalls mehrere Erhebungsbögen entwickelt wer-
den müssen. So werden in quantitativen Aktenanalysen regelmäßig Fälle berücksichtigt, in de-
nen es mehrere Tatverdächtige bzw. Beschuldigte und/oder mehrere Opfer gab und es sollen 
oft sowohl fall-, tatverdächtigen- als auch opferspezifische Daten erhoben werden (z. B. Lan-
deskriminalamt Nordrhein-Westfalen, 2017; Leuschner & Hüneke, 2016). Zudem wurden im 
Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen aufgeklärte und unaufgeklärte Fälle berücksichtigt, 
also Fälle, in denen Tatverdächtige polizeilich bekannt waren und Fälle, in denen das nicht 
zutraf. Daher wurden in diesem Projekt insgesamt vier Erhebungsbögen entwickelt, nämlich 
jeweils ein Bogen (1) für die fallspezifischen Angaben, (2) für die opferspezifischen Angaben, 
(3) für die Angaben zu bekannten Tatverdächtigen bzw. Beschuldigten und (4) für die Angaben 
zu unbekannten Tatverdächtigen. Unter anderem vor diesem Hintergrund war es notwendig, 
jedem Bogen eindeutige Identifikatoren-Nummern (IDs) zuzuweisen, um zu ermöglichen, die 
generierten Datensätze für die Auswertung fallbezogen zusammenzuspielen. Solche IDs soll-
ten so angelegt werden, dass über sie auch eine Wiederauffindbarkeit der zugehörigen Akten 
gewährleistet werden kann (Dölling, 1987).  
Auch die Festlegung der maßgeblichen Informationsquelle ist bei Analysen staatsanwalt-
schaftlicher Ermittlungsakten von besonderer Relevanz, da in den Akten häufig widersprüch-
liche Informationen beinhaltet sind. Dies kommt insbesondere bei Fällen zum Tragen, in de-
nen ein gerichtliches Urteil aus verschiedenen Gründen nicht in der Akte enthalten ist. In der 
hier vorgestellten Studie wurde – wohlwissend um die Konsequenzen für die Aussagekraft der 
Ergebnisse – die Entscheidung getroffen, alle Informationen zum Tathergang aus den Aussa-
gen des Opfers zu ziehen. Notwendig wurde diese Vorgehensweise einerseits dadurch, dass 
zahlreiche Taten polizeilich nicht aufgeklärt wurden und damit kein justizielles Verfahren fol-
gen konnte. Angaben in den Akten können dann naturgemäß nur vom Opfer selbst und ggf. 
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weiteren Zeuginnen und Zeugen stammen. Im vorliegend untersuchten Projekt lag die Aufklä-
rungsquote bei ca. 55 Prozent, d. h. zu den verbleibenden Anteilen konnten Einlassungen der 
Tatverdächtigen sowie weitere Verfahrensschritte bis hin zu gerichtlichen Urteilen nicht ent-
halten sein.  
Können Tatverdächtige ermittelt werden, zeigen sich insbesondere bei den Angaben von Op-
fern und Tatverdächtigen naturgemäß häufig Widersprüche und Aussage-gegen-Aussage-
Konstellationen. Hierbei spielt es eine bedeutsame Rolle, dass zahlreiche untersuchte Fälle 
ohne gerichtliche Verurteilung des oder der Tatverdächtigen in die Untersuchung eingegangen 
sind. Besonders bei Sexualdelikten ist die hohe Einstellungsquote bei Staatsanwaltschaften 
und Gerichten in der Forschungsliteratur gut dokumentiert (z. B. Kelly et al., 2005; Hellmann 
& Pfeiffer, 2015). Auch im hier vorgestellten Projekt wurden nur 148 (20,1 Prozent) der 736 
ermittelten Tatverdächtigen, die im Datenmaterial dokumentiert waren, letztendlich verur-
teilt. Würden all diese Fälle ohne rechtskräftige Verurteilung nicht mit in die Analysen einbe-
zogen, ginge eine beträchtliche Anzahl und damit auch ein immenses Maß an Informationen 
verloren. Insbesondere jene Fälle würden einer Untersuchung entzogen, die aus verschiedens-
ten Gründen den polizeilichen und/oder juristischen Definitionsprozess der (Sexual)Krimina-
lität nicht bis zum Ende durchlaufen haben. 
Belässt man allerdings aus diesen Gründen Fälle ohne ein rechtskräftiges Urteil im Datenma-
terial, ist dies bei der inhaltlichen Interpretation sowie der schriftlichen Dokumentation der 
Ergebnisse stets mit zu bedenken. So kann nicht zwingend davon ausgegangen werden, dass 
sich alle angezeigten Taten überhaupt zugetragen haben bzw. sich so zugetragen haben, wie 
von den Opfern dargelegt. Grund hierfür können verschiedene unbewusste (z. B. Beeinträch-
tigungen oder Verzerrungen der Erinnerung, Substanzkonsum) oder bewusste Mechanismen 
sein (Hermanutz et al., 2005). Zahlreichen Studien zufolge liegt der Anteil von Falschanzeigen 
bzw. Falschaussagen am gesamten Fallaufkommen bei Sexualstraftaten etwa zwischen fünf 
und zehn Prozent (z. B. Elsner & Steffen, 2005; Steinhilper, 1986; Goedelt, 2020). Einzelne 
Studien weisen noch deutlich höhere Anteile aus (Uhlig, 2015). Auf Grundlage von qualitativen 
Interviews mit polizeilichen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern kommen weitere Un-
tersuchungen zu dem Ergebnis, dass ein Fünftel bis zu einem Drittel der Vorgänge aus der 
subjektiven Perspektive der Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten heraus „zweifelhaft“ er-
scheinen (Elsner & Steffen, 2005; Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, 2005). Eine Er-
fassung des tatsächlichen Anteils von Falschanzeigen bzw. Falschaussagen ist allein über eine 
Aktenanalyse jedoch nicht möglich (z. B. Elz, 2021) und war im vorgestellten Projekt nicht an-
gestrebt. Dennoch sollte man sich dieser Problematik bei einer Konzentration auf die Opfer-
aussagen bei der Ergebnisinterpretation stets gewahr sein. Selbiges gilt für Informationen über 
Tatverdächtige; auch diese können stets nur unter dieser einschränkenden Prämisse betrach-
tet werden, sofern kein gerichtliches Urteil vorliegt.  
Obwohl die Aktenanalyse in Bezug auf die untersuchten Tatbeteiligten nonreaktiv ist (siehe 
Abschnitt 2.2), kann durchaus die subjektive Wahrnehmung und Interpretation der Auswer-
terinnen und Auswerter einen Einfluss auf die Datenerhebung haben. Meist ist bei quantitati-
ven Aktenanalysen, besonders bei großen Stichprobenumfängen, der Einsatz zahlreicher Aus-
werterinnen und Auswerter erforderlich. Aus diesen Gründen muss im Zuge der Generierung 
des Erhebungsinstruments dafür Sorge getragen werden, dass die Fragen von allen gleich ver-
standen bzw. beantwortet werden können und die Beantwortung möglichst objektiv erfolgen 
kann. Jede Frage sollte daher eine präzise Ausfüllanleitung umfassen. Hier sollten Begriffe de-
finiert, Prüfschritte festgelegt und gegebenenfalls die Quelle, aus der sich die Antwort speisen 
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soll, konkretisiert werden. Im hier beschriebenen Forschungsprojekt wurde ergänzend ein 
Glossar erstellt, in dem bedeutsame Begriffe, insbesondere polizeiliche und juristische Fach-
begriffe, erläutert wurden. Vor allem bei Themen, die bei den Auswerterinnen und Auswertern 
persönliche Betroffenheit auslösen oder das subjektive Sicherheitsgefühl tangieren können, 
wie beispielsweise sexuelle Gewalt, sollte darüber hinaus ein regelmäßiges Supervisionsange-
bot geschaffen werden. 
Der Erhebungsbogen sollte im Rahmen eines Pretests anhand einiger Akten getestet werden 
(Leuschner & Hüneke, 2016), um die Praktikabilität und die Ausschöpfung einzelner abgefrag-
ter Informationen besser absehen zu können. In der Studie zu sexueller Gewalt gegen Frauen 
wurde ein Pretest anhand von 30 Akten vorgenommen, der umfangreiche Anpassungsbedarfe 
aufgezeigt hat. Unter anderem wurden dieselben Akten dabei durch jeweils zwei Auswerterin-
nen und Auswerter eingegeben und die Interrater-Reliabilität analysiert (z. B. Stetten et al., 
2016). Die Erhebungsbögen wurden anschließend überarbeitet. Im Verlauf der Aktenanalyse 
sind – insbesondere bei der Auswertung von Fällen, die komplex bzw. speziell waren – den-
noch zahlreiche Unstimmigkeiten und Lücken in den Erhebungsbögen aufgefallen, die doku-
mentiert wurden, um sie bei der Datenauswertung berücksichtigen zu können. Bei der Analyse 
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten ist dies jedoch nicht unüblich. So ist es insgesamt 
schwierig, „die vielfältigen Konstellationen des Lebens in ein starres Kategorienschema einzu-
ordnen“ (Dölling, 1984, S. 276). 
Der Erhebungsablauf muss sorgfältig verwaltet werden. So sollten Listen geführt werden, in 
denen der Bearbeitungsstatus der Akten sowie die Namen oder Codes der Auswerterinnen und 
Auswerter dokumentiert werden. Insbesondere Letzteres kann auch für die Qualitätsprüfung 
der Eingaben bedeutsam sein, die regelmäßig stichprobenartig durch die Projektleitung erfol-
gen sollte (Dölling, 1984). 
Im Hinblick auf die Übertragung der Daten aus den Akten gilt es zudem, den Erhebungsmodus 
zu wählen. Regelmäßig erfolgt die Datenerhebung via Paper-Pencil-Verfahren. Die ausgefüll-
ten Bögen werden dann in einem sich anschließenden Erhebungsschritt in Form eines elekt-
ronischen Datensatzes erfasst. Vorteilhaft ist hierbei, dass eine Kontrolle der ausgefüllten Pa-
pierbögen unkompliziert erfolgen kann. Dieser Modus ist allerdings zeitaufwendig und auch 
fehleranfällig, da die Datenerfassung in zwei Schritten erfolgt. Im Projekt zu sexueller Gewalt 
gegen Frauen erfolgte die Datenerfassung direkt in elektronischer Form. Verschiedene Umfra-
gesysteme (z. B. LimeSurvey) ermöglichen eine Offline-Nutzung, sodass dieser Modus auch 
datenschutzkonform eingesetzt werden kann. Die Nutzung entsprechender Systeme hat ferner 
den Vorteil, dass die Projekte so konfiguriert werden können, dass die Filterführung des Erhe-
bungsbogens berücksichtigt und direkt ein weitgehend konsistenter Datensatz exportiert wer-
den kann. 
 
 
5.2 Rücklauf, Datenprüfung und Datenauswertung 
 
Sodann gilt es, den Datensatz hinsichtlich des Rücklaufs und der enthaltenen Informationen 
zu prüfen, um dessen Aussagegehalt und potenzielle Verzerrungen besser abschätzen zu kön-
nen. Salheiser (2019, S. 1 123) betont in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, insbeson-
dere Möglichkeiten der „systematische[n] Abbildungsverzerrung[.]“ zu beachten. Renn (1984) 
benennt als zentrales Problem in diesem Zusammenhang einerseits das Fehlen ganzer Einhei-
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ten, also Akten (im Bereich der Umfrageforschung wird hier der Begriff unit nonresponse ver-
wendet, Allison, 2009; Engel & Schmidt, 2019). Andererseits adressiert Renn (1984) das Feh-
len einzelner relevanter Informationen in den Akten (im Bereich der Umfrageforschung wird 
hier der Begriff item nonresponse verwendet, Allison, 2009; Engel & Schmidt, 2019). Beide 
Arten des Fehlens von Informationen können auch in kombinierter Form auftreten und sind 
insbesondere dann problematisch, wenn die Verzerrungen systematisch und nicht zufällig sind 
(Renn, 1984), da so unter anderem die externe Validität der Daten gefährdet sein kann 
(Krebs & Menold, 2019). Ein Großteil der Forschung zu fehlenden Werten bezieht sich aller-
dings auf Befragungsdaten und ist aufgrund methodischer Unterschiede nur eingeschränkt auf 
Aktenerhebungen übertragbar. 
Jedoch ist im Kontext des erstgenannten Problems komplett fehlender Akten in der Stichprobe 
die Minimierung von Ausfällen bei Surveys durch ein durchdachtes Design (z. B. Engel & 
Schmidt, 2019) immerhin vergleichbar mit einer informierten Beantragung von Akten, bei-
spielsweise bei den Staatsanwaltschaften (siehe Abschnitt 4). Eine solche ist essenziell, weil 
mit einer Teilnahmeverweigerung ganzer Staatsanwaltschaften nicht nur regelmäßig eine Viel-
zahl von Akten aus der geplanten Stichprobe wegbricht, sondern weil auch systematische Aus-
fälle (beispielsweise hinsichtlich der spezifischen Bearbeitung der Fälle) zumindest wahr-
scheinlicher werden. Grundsätzlich konstatiert bereits Renn (1984, S. 173, Hervorhebung im 
Original): „Der zufällige Ausfall von Bestandseinheiten ist völlig unproblematisch“. Ein sol-
cher ist denkbar, wenn beispielswiese durch (unsystematisch) fehlerhafte Aktenzeichen einige 
Akten nicht auffindbar sind oder Fälle dokumentieren, die nicht dem Forschungsgegenstand 
entsprechen. 
Im Rahmen der Studie zu sexueller Gewalt gegen Frauen wurden insgesamt 2 053 Akten be-
antragt. Davon stellten die Staatsanwaltschaften 1 398 (68 Prozent) zur Verfügung. Der Rück-
lauf der 19 nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften variierte dabei zwischen null und 
90 Prozent. Gründe für die Nicht-Zulieferung von Akten waren unter anderem fehlende per-
sonelle Ressourcen der Staatsanwaltschaften und die Nicht-Recherchierbarkeit einzelner Ak-
ten aufgrund fehlender Aktenzeichen (siehe hierzu auch Abschnitt 3). Außerdem wurden Ak-
ten teilweise noch in laufenden Verfahren benötigt oder befanden sich zum Zeitpunkt der Da-
tenerhebung in den Händen anderer Institutionen. Von den 1 398 zugelieferten Akten wurden 
150 (11 Prozent) bei der Aktenanalyse nicht berücksichtigt. In 140 dieser Fälle entsprachen die 
dokumentierten Fälle nicht dem Forschungsgegenstand des Projektes, zehn Akten waren leer.  
Das Problem systematischer Verzerrungen durch das Fehlen ganzer Einheiten ist dabei 
schwerlich durch ‚einfache’ statistische Korrekturen zu lösen, sondern ausschließlich durch 
eine „gültige Theorie der systematischen Fehlerentstehung und der systematischen Fehler-
wirkung“ (Renn, 1984, S. 175, Hervorhebung im Original). Im vorliegenden Kontext bedeutet 
dies, dass Gewichtungs- oder Korrekturverfahren, die zum Ausgleich systematischer Verzer-
rungen durch fehlende Werte beispielsweise im Bereich der Fragebogenerhebungen üblich 
sind (Engel & Schmidt, 2019), eher wenig erfolgversprechend scheinen. Zu komplex ist das 
Zusammenwirken und die Überlagerungen möglicher Verzerrungsfaktoren, die teilweise kaum 
empirisch greifbar zu machen sind. Renn (1984, S. 176) beschreibt mögliche Konsequenzen 
treffend folgendermaßen: „Dabei sind Korrekturbemühungen ohne Wert, ja sie wirken sogar 
verschlimmernd, wenn die Vermutungen, auf denen sie beruhen, falsch sind.“ Ähnliche Effekte 
lassen sich erwarten, wenn die Annahmen, auf denen statistische Korrekturen beruhen, un-
vollständig sind. Empirische Erkenntnisse über systematische Ausfallmechanismen und ent-
sprechende Korrekturmöglichkeiten im Kontext von kriminologischen Aktenanalysen fehlen 
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weitgehend (z. B. Karstedt-Henke, 1984; Renn, 1984), während diese im Kontext von Befra-
gungen gut beforscht sind (z. B. Schnell & Noack, 2015).  
Im hier vorgestellten Projekt gestalten sich zudem Abgleiche mit der Grundgesamtheit schwie-
rig, weil beispielsweise das im Kontext von Befragungen hierzu regelmäßig herangezogene Ge-
schlecht weder bei Tätern noch bei Opfern variiert. Bildungsabschlüsse von ermittelten Tat-
verdächtigen sind in den Akten unzureichend, die der Opfer meist gar nicht dokumentiert, zu-
dem können beide Merkmale keinen theoretischen Beitrag zur Erklärung von Ausfallprozessen 
liefern. Möglich ist hingegen ein grober Abgleich der Struktur der erfassten Delikte mit der 
Grundgesamtheit, d. h. im vorliegenden Fall der Polizeilichen Kriminalstatistik. Zunächst zeigt 
ein Abgleich der einbezogenen Deliktschlüssel, dass sich in der Stichprobe in den einzelnen 
Erhebungsjahren unterschiedlich große Abweichungen zur Grundgesamtheit ergeben. Diffe-
renzen von über fünf Prozentpunkten zeigen sich nur in Einzelfällen, allerdings deutet sich 
eine leichte Überrepräsentation schwerer Delikte an, die theoretisch nicht ad hoc erklärbar ist. 
Der Anteil geklärter Taten von 55 Prozent in der Stichprobe weicht nicht wesentlich von dem 
in der Grundgesamtheit mit 58 Prozent ab. Versuchsanteile liegen in der Stichprobe bei 26 
Prozent, in der Grundgesamtheit bei 27 Prozent. Auch bei einer weiteren Aufschlüsselung nach 
Erfassungsjahren zeigen sich kaum wesentliche Abweichungen zwischen Grundgesamtheit 
und Stichprobe. Insgesamt kann nicht gesichert davon ausgegangen werden, dass mit diesen, 
für einen Abgleich direkt zugänglichen Informationen, alle Möglichkeiten der Verzerrung ge-
prüft werden konnten. Vielmehr legt der Ausfall ganzer Staatsanwaltschaften die Annahme 
nahe, dass (unerkannte und nicht empirisch erfassbare) systematische Verzerrungen der 
Stichprobe vorliegen können. Von einer Repräsentativität der zufällig gezogenen Stichprobe 
wird daher im vorliegend vorgestellten Projekt nicht ausgegangen. Aus den beschriebenen 
Gründen einer schwierigen Übersehbarkeit relevanter Verzerrungsfaktoren sollte in der vor-
liegenden sowie in vergleichbaren Studien konsequenterweise auf eine statistische Korrektur 
von Verzerrungen verzichtet werden. Jedoch sollte auf einer grundsätzlichen methodischen 
Reflexionsebene die Vielzahl möglicher Störgrößen bei der Ergebnisinterpretation und -dar-
stellung stets bedacht und (soweit erkannt) transparent kommuniziert werden.  
Auch im Hinblick auf die zweitgenannte Problematik, das Fehlen einzelner Informationen in 
den zugelieferten Akten bzw. den daraus generierten Datensätzen, beschreiben Leuschner und 
Hüneke (2016) sowohl systematische als auch unsystematische inhaltliche Verzerrungsfakto-
ren und tangieren damit zumindest implizit die Problematik fehlender Werte. Das Fehlen ein-
zelner Informationen innerhalb zugelieferter Akten, und damit die Entstehung so genannter 
missing values im Rahmen von Aktenanalysen, lässt sich damit auf verschiedene Faktoren zu-
rückführen, die miteinander zusammenhängen können, sich jedoch nur teilweise beeinflussen 
lassen. Einerseits könnten bestimmte zu erhebende Informationen in den Akten aufgrund des 
Entstehungsprozesses nicht vorliegen; dieses Fehlen kann zufällig oder systematisch sein 
(siehe hierzu Abschnitt 2.2). Andererseits entstehen fehlende Werte in Aktenanalysen regel-
mäßig auch dadurch, dass die Erhebungsinstrumente explorativ und auf eine maximale Aus-
schöpfung der Inhalte in den Daten ausgelegt sind (siehe Abschnitt 5.1). Oft geschieht dies 
(zwangsläufig) unter Inkaufnahme einer großen Anzahl fehlender Werte. Typische Beispiele 
hierfür sind zwar inhaltlich relevante, aber in den Akten eher selten dokumentierte Aspekte, 
wie etwa eine Substanzeinwirkung zum Tatzeitpunkt beim Opfer. Bei den 1 230 im Datenma-
terial verzeichneten Opfern lag in 45 Prozent eine solche gesichert vor, in 19 Prozent nicht. In 
drei Prozent war dieser Umstand unklar und in 33 Prozent waren in der Akte entsprechende 
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Informationen nicht verzeichnet (siehe zur Erfassung fehlender Informationen auch Abschnitt 
5.1).  
Aufgrund der Zweistufigkeit der Entstehung quantitativer Daten aus Ermittlungsakten und 
der Heterogenität der Ursachen fehlender Werte ist eine Abschätzung hinsichtlich systemati-
scher Ausfälle auch in Bezug auf einzelne fehlende Informationen schwierig. Inwiefern sich 
Korrekturverfahren, z. B. Imputationsverfahren, aus der Logik der Umfrageforschung (Engel 
& Schmidt, 2019) übernehmen lassen, kann hier nicht beantwortet werden.  
Allgemein werden im Kontext quantitativer Daten regelmäßig drei Arten von Qualitätskrite-
rien diskutiert: die Objektivität, die Reliabilität und die Validität. Diese hängen unter anderem 
eng mit systematischen Verzerrungen durch fehlende Informationen zusammen. Alle drei Kri-
terien können allenfalls für den zweiten Schritt der wissenschaftlichen Erhebung von relevan-
ten Informationen aus den Akten beeinflusst werden. Dass derartige Gütekriterien im Kontext 
von Aktenanalysen nur eingeschränkt erfüllt werden können, kann auf Basis der Literatur als 
gegeben angenommen werden (z. B. Steffen, 1977; Karstedt-Henke, 1982; Salheiser, 2019).  
In Bezug auf das Kriterium der Objektivität ist im vorliegenden Zusammenhang die so ge-
nannte Durchführungsobjektivität beeinflussbar, indem ein standardisiertes Instrument her-
angezogen wird; einzelne subjektive Einschätzungen der Auswertenden müssen als solche 
kenntlich gemacht und mit Vorsicht interpretiert werden. Sie sollten allenfalls zur zusätzlichen 
Bewertung der in den Akten enthaltenen Informationen herangezogen werden. Die Auswer-
tungsobjektivität einer Studie, die auch als „intersubjektive Nachprüfbarkeit“ (Krebs & Me-
nold, 2019, S. 491) beschrieben werden kann, besteht in einer umfassenden Dokumentation 
des Datenmaterials, der ggf. durchgeführten Datenmodifikationen sowie der Auswertungsme-
thoden. Diesem Kriterium wurde im Projekt zu sexueller Gewalt gegen Frauen durch eine ge-
naue Dokumentation der Herkunft der verwendeten Messinstrumente sowie einen separaten 
Methodenbericht Rechnung getragen.  
Die „Reliabilität (Zuverlässigkeit) einer Messung kann veranschaulicht werden als das Aus-
maß, in dem wiederholte Messungen […] zu gleichen Werten führen“ (Krebs & Menold, 2019, 
S. 491, Hervorhebung im Original). Formen der Reliabilitätsprüfung, die auch im Falle von 
Aktenanalysen zur Erhebung überwiegend manifester Informationen prinzipiell durchgeführt 
werden können, sind die Test-Retest-Methode (Krebs & Menold, 2019; Schnell et al., 2018), 
die eine wiederholte Erfassung einer Akte durch dieselben Personen impliziert und die Prü-
fung der Interrater-Reliabilität (siehe Abschnitt 5.1). 
Die Validität von Messungen, also „das Ausmaß, in dem ein Messinstrument das Phänomen 
misst, das gemessen werden soll“ ist „ein breit definiertes Gütekriterium, das sich weniger auf 
ein Messinstrument, als vielmehr auf die Qualität der Schlussfolgerungen, die mit einem Mes-
sergebnis möglich sind, bezieht“ (beide Krebs & Menold, 2019, S. 496). Die Beantwortung der 
Frage, inwieweit dies auf einen quantitativen Datensatz aus einer Aktenanalyse zutrifft, ist ins-
besondere auf Basis der erörterten Zweistufigkeit des Erfassungsprozesses schwierig. Daten-
satzimmanent kann die so genannte Konstruktvalidität Hinweise darauf liefern, ob Messungen 
ähnlicher Sachverhalte wie erwartet zusammenhängen, was zumindest vorsichtige Rück-
schlüsse auf valide Messungen zulässt. Weiterhin können Rückschlüsse auf die so genannte 
Kriteriumsvalidität gezogen werden. Diese beschreibt die Übereinstimmung einer Messung 
mit einem externen, unabhängig erfassten Kriterium (Krebs & Menold, 2019). Die so genannte 
externe Validität bezieht sich sodann auf ein Forschungsdesign im Allgemeinen und beschreibt 
einerseits, ob die Befunde aus einer Stichprobe Rückschlüsse auf die Grundgesamtheit zulas-
sen, andererseits, ob die Befunde aus einer speziellen Erhebungssituation auf eine natürliche 
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Situation übertragbar sind (Krebs & Menold, 2019). Salheiser (2019) empfiehlt eine externe 
Validierung der Daten anhand von zusätzlichen Informationen oder Vergleichsstatistiken. So 
kann etwa ein Abgleich mit Daten zur Grundgesamtheit erfolgen, sofern diese vorliegen (siehe 
hierzu weiter oben im Text).  
Die Auswertung der Daten erfolgt mit klassischen Methoden der quantitativen Sozialfor-
schung. Zuvor bedarf es der Datenbereinigung und -aufbereitung. Insbesondere der Datenbe-
reinigung und Plausibilitätskontrolle ist bei Aktenanalysen auf Grund der oben dargelegten 
Besonderheiten bei der Datenerhebung (beispielsweise Vielzahl von Auswertenden, einheitli-
ches Verständnis der Fragen) eine hohe Bedeutung beizumessen. Insgesamt ist damit zu rech-
nen, dass sich für das erzielte Datenmaterial überwiegend uni- und bivariate deskriptive Ana-
lysemethoden eignen werden. 
Insgesamt bleibt festzuhalten, dass sich die Sicherstellung der Datenqualität im Falle von 
quantitativen Aktenanalysen schwierig gestaltet, da wesentliche Teile des Prozesses der Doku-
mentation von Informationen nicht durch die Forschenden kontrolliert werden können. Was 
seit den ersten methodischen Diskussionen zu Aktenanalysen als Weg der Sicherstellung der 
Datenqualität regelmäßig angeführt wird, ist die Kombination verschiedener Datenquellen zur 
bestmöglichen gegenseitigen Abschwächung der jeweiligen Unzulänglichkeiten und zur Absi-
cherung der Aussagekraft der aus Akten generierten Informationen (Steffen, 1977; Karstedt-
Henke, 1982; Bick & Müller, 1984; Dölling, 1984; Hellstern, 1984). Auch im Sinne eines inhalt-
lichen Erkenntnisgewinns stellt Salheiser (2019, S. 1 129) die „Verschränkung […] mit anderen 
Forschungsstrategien“ explizit als Möglichkeit heraus. So können beispielsweise für Rückfall-
untersuchungen Auszüge aus dem Bundeszentralregister an die Daten gespielt werden 
(Dölling, 1987) oder für geografische Analysen Einträge aus den Einwohnermelderegistern 
(Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, 2017). Zur Ergänzung und Vertiefung der Befunde 
aus der Aktenanalyse wurde auch die Studie zu sexueller Gewalt gegen Frauen als Mixed-Me-
thods-Studie angelegt, die unter anderem auch qualitative Interviews mit kriminalpolizeili-
chen Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern einschloss, die die Akten üblicherweise erstel-
len und pflegen. Da davon ausgegangen wurde, dass die Akten Informationen zu Tätermerk-
malen und Tatmotiven nur in begrenztem Umfang enthalten, wurden weiterhin ergänzend In-
terviews mit Expertinnen und Experten aus der forensischen Psychiatrie, dem Justizvollzug 
und der operativen Fallanalyse geführt. Zudem wurden Gruppendiskussionen mit Expertin-
nen und Experten aus der Polizei, der Justiz und der Sozialen Arbeit umgesetzt, um ergänzende 
Informationen zu Opfern und ihren Bedürfnissen im Ermittlungs- und Strafverfahren zu ge-
nerieren. 
 
 
6. Folgen der Digitalisierung der Justiz für Analysen staatsanwalt-

schaftlicher Ermittlungsakten 
 
Im Rahmen der „Digitalisierung der Justiz“ wurde beschlossen, dass Akten in Rechtssachen 
ab dem 01.01.2026 elektronisch zu führen sind (Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-
Westfalen, o. D.). In der Polizei und in der Justiz werden die bestehenden Prozesse der Akten-
erstellung, Aktenhaltung und Aktenverwaltung derzeit daher grundlegend angepasst. Dies hat 
auch Konsequenzen für die zukünftigen Analysen staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten 
zu Forschungszwecken – sowohl im Hinblick auf die Aktenakquise als auch im Hinblick auf 
die Datengenerierung. 
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Grundlegend gesetzlich geregelt wurden die Entscheidung und der entsprechende Prozess mit 
dem Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und zur weiteren Förderung 
des elektronischen Rechtsverkehrs vom 05.07.2017 (BGBl. I, S. 2208–2229). Auf Basis der in 
den neu eingeführten §§ 32 ff. StPO beinhalteten Verordnungsermächtigungen sind bereits im 
Jahr 2020 verschiedene Rechtsverordnungen zur Einführung der elektronischen Akte in Straf-
sachen in Kraft getreten (Bundesministerium der Justiz 2019). Hierzu zählen unter anderem 
die Strafaktenübermittlungsverordnung (StrafAktÜbV) und die Dokumentenerstellungs- und 
-übermittlungsverordnung (DokErstÜbV), worin insbesondere technische Standards festge-
legt werden. Diesen Verordnungen können bereits relevante Informationen hinsichtlich der 
zukünftigen Datengrundlage entnommen werden. Am Aufbau und den Inhalten der Akten 
wird sich mit der Digitalisierung nichts Wesentliches ändern.  
Die StrafAktÜbV regelt die Übermittlung der elektronisch geführten Strafverfahrensakten der 
Staatsanwaltschaften. In § 2 Abs. 1 StrafAktÜbV wird grundlegend verordnet, dass die Akten 
elektronisch übermittelt werden müssen, auch wenn sie noch in Papierform geführt werden. 
In § 2 Abs. 2 StrafAktÜbV wird weiter geregelt, dass zu den elektronischen Akten strukturierte 
maschinenlesbare Datensätze erstellt werden, die unter anderem Daten zur aktenführenden 
Behörde, Aktenzeichen und Vorgangsnummern, Informationen zur Tatzeit, zum Tatort und 
zum Tatvorwurf sowie die Bezeichnungen der beschuldigten und geschädigten Personen, so-
fern bekannt, beinhalten. Diese Datensätze könnten zukünftig auch für die Aktenauswahl bzw. 
die Stichprobenziehung im Rahmen der Analyse staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten zu 
Forschungszwecken relevant sein. 
In der StrafAktÜbV sowie der DokErstÜbV ist bisher allerdings lediglich die Übermittlung der 
elektronischen Akten zwischen Strafverfolgungsbehörden untereinander und Gerichten gere-
gelt, nicht aber die Übermittlung von Akten zu Forschungszwecken. Zudem wurde der § 476 
Abs. 2 S. 3 StPO, in dem die Form der Akteneinsicht zu Forschungszwecken geregelt wird 
(siehe Abschnitt 4.1), mit dem Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte in der Justiz und 
zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 05.07.2017 (BGBl. I S. 2208–
2229) insofern angepasst, als dass nur noch von der Übersendung der Akten „in Papierform“ 
die Rede ist. Wünschenswert wäre, dass zeitnah auch Übermittlungswege der elektronischen 
Akten an Forschungseinrichtungen geregelt werden. Sofern eine digitale Übermittlung auf-
grund sicherheitstechnischer Hürden (noch) nicht möglich ist, sollte zumindest analog zu 
§ 5 StrafAktÜbV eine Übermittlung auf einem physischen Datenträger mit entsprechenden Si-
cherheitsvorkehrungen ermöglicht werden. Fraglich ist zudem noch, ob und wann die Altakten 
digitalisiert werden. Insbesondere für Projekte, die sich mit der zeitlichen Entwicklung be-
stimmter Phänomene befassen wollen, ist dies von Bedeutung. 
In der DokErstÜbV wird weiter unter anderem die Erstellung elektronischer Dokumente durch 
die Strafverfolgungsbehörden und Gerichte geregelt. Die Dokumente sind gemäß § 2 
Abs. 1 DokErstÜbV „in druckbarer, kopierbarer und, soweit technisch möglich, durchsuchba-
rer Form im Dateiformat PDF/A zu erstellen“. Insbesondere der Aspekt der Durchsuchbarkeit 
wird für zukünftige Forschungsprojekte von Interesse sein, da hierüber erhebliche Arbeitser-
leichterungen bei der Aktenanalyse erwartet werden können. Maschinenlesbare Dokumente 
können nach bestimmten Schlagwörtern durchsucht werden. Außerdem können auch Text-
Mining-Verfahren zur Anwendung kommen.  
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die Digitalisierung der staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungsakten das Potenzial hat, den Prozess der Datenerhebung zu wissenschaftlichen 
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Zwecken zu erleichtern. Entsprechend bleibt zu hoffen, dass zeitnah Lösungen für die Über-
mittlung der elektronischen Akten an Forschungsinstitutionen gefunden werden. 
 
 
7. Fazit 
 
Methodische Fachliteratur zu Analysen von Akten im Kontext kriminologischer Forschungs-
projekte ist rar gesät. Eine umfassende und tiefgehende Befassung mit der Aktenanalyse er-
folgte in der Kriminologie zuletzt in den 1970er und 1980er Jahren. Dieser Beitrag knüpfte – 
ebenso wie die Arbeiten von Leuschner und Hüneke (2016) sowie Klopp (2019) – hieran an. 
Im Fokus standen dabei quantitative Analysen staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten. Ei-
nerseits ging der Beitrag dabei auf die methodologischen Grundlagen von Aktenanalysen ein 
und erörterte deren vermutlich anhaltende Relevanz für die kriminologische Forschung, an-
dererseits gab er praktische Empfehlungen zur methodischen Umsetzung. Bezug genommen 
wurde dabei insbesondere auf Erfahrungen aus einem Projekt zu sexueller Gewalt gegen 
Frauen und allgemein die Möglichkeiten der aktenbasierten Erforschung von Sexualdelikten. 
Die Ausarbeitungen haben nochmals gezeigt, dass die bereits von Bick und Müller (1984) fest-
gestellte Notwendigkeit weiterer methodischer Forschung im Bereich kriminologischer Ak-
tenanalysen bislang nicht stringent umgesetzt worden ist. Insbesondere die seit der letzten in-
tensiven Beschäftigung mit der Methode in den 1970er und 1980er Jahren verstrichene Zeit 
bietet auf zweierlei Ebenen neue Hintergrundfolien für teilweise bereits behandelte Themen 
und geführte Debatten. So schafft einerseits der Wandel von Forschungsparadigmen im Sinne 
einer (stellenweisen) Annäherung aneinander sicherlich Raum, die Grenzen zwischen einer 
Konstruktion von Kriminalität und einer Analyse von verwirklichten Straftatbeständen neu zu 
diskutieren und beide Sichtweisen zumindest ein Stück weit zu integrieren. Hilfreich sind hier-
bei womöglich auch die (teilweise) überwundenen dogmatischen Gräben zwischen quantitati-
ver und qualitativer Methodologie.  
Forschungslücken zur Methode bestehen, wie dargestellt, andererseits insbesondere im Hin-
blick auf die Möglichkeiten zum Umgang mit fehlenden Informationen. Obwohl die Ursachen 
möglicher systematischer und unsystematischer Verzerrungen auf theoretischer Ebene viel-
fach beschrieben wurden (zuletzt Leuschner & Hüneke, 2016), fehlen bislang (vor allem aktu-
elle) methodische Untersuchungen zur Vermeidung, zur Identifikation und zum Umgang mit 
eben diesen fehlenden Informationen auf der Ebene ganzer Akten bzw. einzelner Angaben. 
Hier wäre eine Annäherung an die Umfrageforschung wünschenswert, die sich diesen Proble-
matiken recht ausführlich angenommen hat. Nicht zuletzt aufgrund der Leistungsfähigkeit der 
elektronischen Datenverarbeitung, die seit der Zeit der letzten intensiven Beschäftigung mit 
der Methode immens gestiegen ist, eröffnen sich hier möglicherweise neue Horizonte der me-
thodischen Beforschung von kriminologischen Aktenanalysen. Empfehlenswert wäre es zu 
diesem Zweck, methodische Erkenntnisse nicht ausschließlich als Nebenprodukt eigentlich in-
haltlicher Forschungsprojekte zu generieren. Auch der vorliegende Beitrag offenbart hier seine 
Grenzen, da er methodische Probleme – die sich regelmäßig erst im Zuge des Forschungspro-
zesses zeigen – zwar benennt, jedoch keine umfassende Systematik vorschlagen kann, wie 
diese genauer zu analysieren oder gar (statistisch) zu beheben sind. Zu diesem Zwecke sollten 
künftige Studien bereits von der Anlage her zumindest teilweise als genuine Methodenfor-
schung angelegt sein. Nur so können die hier beschriebenen Probleme systematisch analysiert 
und ggf. umgangen werden. 
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Schließlich muss berücksichtigt werden, dass die hier beschriebene Praxis der Aktenanalyse 
sich zumindest teilweise in absehbarer Zeit ändern wird: Mit der Digitalisierung der staatsan-
waltschaftlichen Ermittlungsakten – die, wie dargelegt, bis zum Jahr 2026 erfolgt sein muss – 
sind im Hinblick auf Stichprobenziehung, Aktenakquise, Datenschutzaspekte und Datenerhe-
bung umfassende Änderungen zu erwarten. Auch diesbezüglich sollten frühzeitig weitere 
Überlegungen angestoßen werden, welche organisatorischen, rechtlichen und vor allem me-
thodischen Konsequenzen dies für empirisch-kriminologische Analysen von Akten haben wird 
und wie hiermit bestenfalls umgegangen werden sollte. 
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